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Wichtig: Betroffenheit wird nach der Aarhus-Konvention zunächst einmal genuin 
völkerrechtlich definiert, da die Aarhus-Konvention grundsätzlich einen 
interessenbasierten Klageansatz wie auch einen subjektiv-öffentlich-rechtlichen Ansatz 
zulässt. Daher gilt: die in der Aarhus-Konvention verbrieften Rechte (etwa nach Art. 6 
AK) gelten als subjektive-öffentliche Rechte (der betroffenen Öffentlichkeit), in 
Systemen, die einen subjektiven-öffentlich-rechtlichen Ansatz verfolgen. In anderen 
Systemen definieren sie die betroffenen Interessen.  
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D.h: völkerrechtliche Interpretation der Betroffenheit nach der Aarhus-Konvention muss 
im nationalen Recht umgesetzt werden. Nationale, enge Auslegung eines subjektiven 
öffentlichen Rechts kann nicht dazu führen, dass Rechte aus der AK nicht effektiv 
realisiert werden.
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Der EuGH hat in diversen Entscheidungen die europarechtliche Auslegung der in der AK 
niedergelegten, und in den diversen Richtlinien des EU-Umweltrechts umgesetzten 
Rechte präzisiert. 

C-263/08 (Djurgården-Lilla Värtans Miljöskyddsförening, Rn. 38): ... 38. Zum einen 
ist das Anfechtungsrecht nach Art. 10a der Richtlinie 85/337 unabhängig davon, ob die 
Behörde, die die angefochtene Entscheidung oder Maßnahme erlassen hat, 
verwaltungsbehördlichen oder gerichtlichen Charakter hat. Zum anderen unterscheidet 
sich die Beteiligung am umweltbezogenen Entscheidungsverfahren unter den 
Voraussetzungen der Art. 2 Abs. 2 und 6 Abs. 4 der Richtlinie 85/337 von einer 
gerichtlichen Anfechtung und hat auch eine andere Zielsetzung als diese, da sich eine 
solche Anfechtung gegebenenfalls gegen die am Ende dieses Verfahrens ergehende 
Entscheidung richten kann. Diese Beteiligung hat daher keine Auswirkungen auf die 
Voraussetzungen für die Ausübung des Anfechtungsrechts. 
39. Somit ist auf die zweite Frage zu antworten, dass es den Mitgliedern der betroffenen 
Öffentlichkeit im Sinne von Art. 1 Abs. 2 und Art. 10a der Richtlinie 85/337 möglich sein 
muss, die von einer der nationalen Gerichtsbarkeit eines Mitgliedstaats zugehörigen 
Stelle erlassene Entscheidung über den Antrag auf Genehmigung eines Projekts 
anzufechten, gleichviel, welche Rolle sie in dem Verfahren über den 
Genehmigungsantrag vor dieser Stelle durch ihre Beteiligung an und ihre Äußerung in 
diesem Verfahren spielen konnte. .
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C-137/14 (KOM gegen Deutschland):
80      Was das Argument der Effizienz von Verwaltungsverfahren angeht, mag zwar in 
bestimmten Fällen der Umstand, dass ein Grund erstmals vor Gericht vorgetragen wird, 
den ordnungsgemäßen Ablauf dieses Verfahrens behindern, doch genügt der Hinweis 
darauf, dass das mit Art. 11 der Richtlinie 2011/92 und Art. 25 der Richtlinie 2010/75 
angestrebte Ziel nicht nur darin besteht, den rechtsuchenden Bürgern einen möglichst 
weitreichenden Zugang zu gerichtlicher Überprüfung zu geben, sondern auch darin, eine 
umfassende materiell-rechtliche und verfahrensrechtliche Kontrolle der Rechtmäßigkeit 
der angefochtenen Entscheidung zu ermöglichen.
81 Allerdings kann der nationale Gesetzgeber spezifische Verfahrensvorschriften 
vorsehen, nach denen z. B. ein missbräuchliches oder unredliches Vorbringen unzulässig 
ist, die geeignete Maßnahmen darstellen, um die Wirksamkeit des gerichtlichen 
Verfahrens zu gewährleisten.
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Weitere Auslegungen der Voraussetzungen des Art. 6 in der Rechtsprechung des EuGH.
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Inter-Environnement Wallonie: Es handelte sich in der Sache um die Reaktivierung eines 
bereits abgeschalteten belgischen AKW für die Energiegewinnung, daher war die 
Anwendung der UVP-Rili und der AK erforderlich.
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Umsetzung der AK im europäischen Sekundärrecht ist nicht einheitlich. Es gibt 
dementsprechend auch Rechtsinstrumente, die andere Arten von Beteiligungen 
propagieren.
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